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djb gegen Kopftuchverbote in der Justiz 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) positioniert sich gegen Kopftuchverbote in der Justiz 

und hat dazu ein Policy Paper und FAQ veröffentlicht. Er fordert Bund und Länder auf, vom 

Erlass von Verbotsregelungen abzusehen, und bereits bestehende Regelungen aufzuheben, 

um einen diskriminierungsfreien Zugang zu den Tätigkeitsfeldern in der Justiz zu gewähren. 

„Gesetzliche Regelungen, die einige Frauen von Ausbildung und beruflichen Chancen aus-

schließen, widersprechen grundlegenden Gleichstellungsprinzipien“, betont Ursula Matthies-

sen-Kreuder, Präsidentin des djb. 

Kopftuchverbote in der Justiz stellen schwerwiegende Eingriffe in die Grundrechte der be-

troffenen Frauen dar: in die Religionsausübungsfreiheit, die Berufs- und Ausbildungsfreiheit 

und das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Sie erweisen sich zudem als rechtlich relevante Dis-

kriminierung im Sinne von Art. 3 Abs. 2 und 3 und Art. 33 Abs. 3 GG, indem sie eine faktische 

Benachteiligung muslimischer Frauen bewirken. Sie entfalten eine exkludierende Wirkung mit 

Blick auf qualifizierte Berufsfelder, die ökonomische Unabhängigkeit versprechen. „Die Ver-

botsregelungen gründen auf problematischen Stereotypen, wie der pauschalen Verurteilung 

der stereotypen Muslima als Inbegriff von Unterdrückung, und auf Vorurteilen hinsichtlich ei-

ner vermeintlich fehlenden Rechtstreue seitens Muslim*innen im Allgemeinen“, erklärt Dr. 

Shino Ibold, MJur (Oxford), Vorsitzende der interkommissionellen Arbeitsgruppe zu Kopftuch-

verboten für die Justiz im djb.  

Einen besonderen Fokus legt der djb in seiner Positionierung auf die intersektionale Diskrimi-

nierung der betroffenen Frauen. Das Diskriminierungsmerkmal der Religion ist unmittelbar 

mit demjenigen des Geschlechts verwoben. Die Diskriminierung wirkt da, wo das weibliche 

Geschlecht mit der Zugehörigkeit zu einer Minderheitenreligion – dem Islam – korreliert. Be-

troffen sind somit diejenigen, die sich in der Schnittmenge mehrerer durch Diskriminierungs-

verbote geschützter Gruppen befinden und daher besonders vulnerabel sind.  

Aus Sicht des djb ist eine Anpassung bestehender Regelungen zur Amtstracht ein geeignetes 

Mittel, um legitime Erwartungen hinsichtlich der durch die richterliche Robe ausgedrückten 

Distanz und dem intendierten Selbstbild des neutralen Staates mit den Grundrechten der be-

troffenen Frauen in Einklang zu bringen. So könnten – als milderes Mittel im Vergleich zu pau-

schalen Verbotsregelungen – allein solche Kopftücher zugelassen werden, die sich farblich und 

stofflich in die Amtstracht einfügen. Hierdurch ließe sich die Unterordnung der Person unter 

das Amt – um die es im Kern der Debatte um die Verbotsgesetze geht – sinnvoll zum Ausdruck 

bringen.  

„Die Justiz sollte für alle offen sein, die die im Deutschen Richtergesetz normierten Anforde-

rungen erfüllen, und Vielfalt und Repräsentanz als Stärke begreifen“, erklärt Dr. Stefanie Kil-

linger, Vorsitzende der djb-Kommission Verfassungsrecht, Öffentliches Recht, Gleichstellung. 
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